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111- *' der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVI. Gcselzgc:bungsperio�e 

B e r i c h  t 

der Bundesregierung zur Entschließung 

des Nationalrates vom 30.6. 1982, be-

treffend Gewährung der Leistung der Be

triebshilfe (des Wochengeldes) an selb

ständig erwerbstätige Mütter (E 90 - NR/XV. GP) 

Der Nationalrat hat anläßlich der Verabschiedung des 

Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 359/1982 (Gewährung der Leistung 

der Betriebshilfe - des Wochengeldes - an Mütter, die in 

der gewerblichen Wirtschaft oder in der Land- und Forst-

wirtschaft selbständig erwerbstätig sind), eine Entschließung 

gefaßt, mit der die Bundesregierung aufgefordert wurde, über 

die Durchführung des genannten Gesetzes eine begleitende 

Untersuchung erstellen zu lassen und dem Nationalrat recht-

zeitig vor Ablauf des Gesetzes einen schriftlichen Bericht 

über die mit der Vollziehung gewonnenen Erfahrungen zu er-

statten. 

Die Entschließung nimmt darauf Bedacht, daß das zitierte 

Gesetz gemäß seinem Art. VI mit Ablauf des 31. 12. 1984 außer 

Kraft tritt, wobei allerdings auf die bis zu diesem Zeitpunkt 

entstandenen Leistungsansprüche die maßgeblichen Vorschriften 

weiterhin anzuwenden sind. De� Nationalrat wird, wie den 

Intentionen im Bericht des Ausschusses für soziale Verwaltung 

zu entnehmen ist, Gelegenheit haben, sich mit der Materie 
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neuerlich zu befassen und hiebei die aus der Voll

ziehung gewonnenen Erfahrungen zu verwerten. 

Eine Verwertung der vorliegenden Vollziehungs

ergebnisse im Bereich der Gesetzgebung könnte nach 

Ansicht der Bundesregierung erheblich vereinfacht 

werden, wenn zu den in Aussicht genommenen Änderungen 

jeweils schon die Haltung jener Stellen vorläge, die 

die Interessen des von der Änderung betroffenen Per

sonenkreises im Rahmen der ihnen kraft Gesetzes über

tragenen Aufgaben wahrzunehmen haben bzw. die sonst 

von den Änderungen berührt werden. Von diesen Über-

legungen geleitet, hat das Bundesministerium für soziale 

Verwaltung im August dieses Jahres einen Gesetzentwurf 

ausgearbeitet und zur Begutachtung ausgesendet, in dem alle 

Änderungen enthalten sind, deren Vornahme auf Grund der Aus

führungen im gegenständlichen Bericht geboten erschien. 

Nach Vorlage des Novellenentwurfes als Regierungs

vorlage an den Nationalrat wird es den gesetzgebenden 

Körperschaften vorbehalten bleiben, ob und in welcher 

Weise die eingebrachten Novellierungsanregungen weiter 

verfolgt werden. 

Der zur Begutachtung ausgesendete Novellenentwurf 

ist dem gegenständlichen Bericht als Beilage 9 ange

schlossen. 
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Da das Gesetz sowohl die Gewährung von Leistungen an 

MUtter regelt, die in der gewerblichen Wirtschart selbstän-

dig erwerbstätig sind, als auch an MUtter, die 1n der Land-

und Forstwirtscha�t ihre selbständ ige Erwerbstätigkeit ent -

falten, erscheint es im Hinblick aur die fUr beide Bereiche 

unterschiedlichen Probleme bzw. Vollziehungsergebnisse zweck-

mäßig, den Bericht in zwei Teile zu gliedern. Dem Bericht 

wird sodann um�angreiches statistisches Material ( Beilagen 

1 bis 8) angeschlossen, das sowohl den gewerblichen als auch 

den bäuerlichen Bereich erfaßt und aus dem wertvolle Rück-

schlüsse über die Auswirkungen des Gesetzes entnommen werden 
-

können. 
, 

1. Gewerblicher Bereich. 

1.1 Art der Leistungserbringung. 

Auf Grund der Vielfalt der nach dem GSVG versicherungs-

pflichtigen Tätigkeiten ist es dem Versicherungsträger nicht 

möglich, entsprechend geschulte Personen zur Verfügung zu 

stellen. Eine Auswertung der Gewerbetätigkeiten j ener Perso-

nen, die Betriebshilfe beanspruchen, zeigt deutlich die breite 

Streuung hinsichtlich Gewerbe, Handel und Fremdenverkehr so-

wie innerhalb dieser eine Unterscheidung nach Einzelbetrieben 

(Alleinbetrieb), Klein- und Mittelbetrieben und Gesellschaften 

(OHG, KG, GmbH). 
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1. 2 Bemerkenswerte Vollzieryungsergebnisse nach dem Bericht 

der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 

Wirtschaft. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ergeben sich drei 

Gruppen von selbständig erwerbstätigen Frauen, die von 

den Leistungen nach dem Betriebshilfegesetz ausge

schlossen sind, und zwar: 

1. Unternehmerinnen, die Inhaber einer Gewerbebe

rechtigung sind, die sie nur zur persönlichen Ausübung 

berechtigt und ihnen die Beschäftigung von Mitarbeitern 

untersagt ( z. B. selbständige Fremdenführerinnen ) ; 

2. Unternehmerinnen, die allein in ihrem Betrieb 

tätig sind und diesen für die Dauer des Mutterschutzes 

schließen müssen; 

3. Unternehmerinnen, die Kleinbetriebe führen, deren 

Betriebsstruktur die Einstellung einer weiteren Kraft 

nicht erlaubt. Mehrleistungen der Betriebsangehörigen 

( Überstunden, Ganztagsbeschäftigung anstelle einer 

Halbtagsbeschäftigung ) führen zu keinem Anspruch nach 

dem Betriebshilfegesetz, wenn keine "betriebsfremde" 

Hilfe eingesetzt wurde. 

1.3 Bemerkungen der Bundesregierung zu den Ausführungen 

unter Abschnitt 1.2. 

Zum Punkt 1 erscheint es der Bundesregierung nicht 

vertretbar, vom Leistungsanspruch jene Versicherten 

auszuschließen, die die Voraussetzungen hiefür niemals 

erfüllen können, weil eine Entlastung der Wöchnerin 

durch eine Ersatzkraft rechtlich ausgeschlossen ist. 
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Eine Ausdehnung des Leistungsanspruches in den 

Fällen einer Betriebsstillegung ( Punkt 2) scheint 

hingegen mit der Zielsetzung des Gesetzes nicht ver

einbar. 

Dem in Punkt 3 wiedergegebenen Vorbringen ist ent

gegenzuhalten, daß die Höhe des Wochengeldes einen 

ausreichenden Ersatz fUr die unterstützende Tätigkeit 

einer betriebsfremden Hilfe zur Entlastung der Mutter 

darstellt und dies gerade für die Inhaberinnen von 

Kleinbetrieben zu gelten hätte. 

1.4. Übersicht über die Anzahl der Anträge auf Leistungs

gewährung und über die Art der Erledigung. 

Bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 

Wirtschaft wurden im Zeitraum vom 1. Juli 1982 bis zum 

Ablauf des Jahres 1983 insgesamt 849 Leistungsanträge 

gestellt, von denen 727 positiv erledigt werden 

konnten; in der überwiegenden Zahl der Fälle wurden 

tatsächlich betriebsfremde Personen zur Betriebshilfe 

herangezogen, lediglich in zwei Fällen war dies wegen 

der örtlichen Lage des Betriebes nicht möglich. 

Von den nach dem GSVG pflichtversicherten Frauen 

sind Leistungen nach dem Betriebshilfegesetz in etwa 

85 % der Mutterschaftsfälle in Anspruch genommen 

worden. 

2. Bäuerlicher Bereich. 

2.1 Art der Leistungserbringung. 
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Im bäuerlichen Bereich besteht Uberwiegend der Wunsch 

nach selbstgewählter Hilfe, weil
' 

das persönliche Vertrauens-

verhältnis zum Helfer nach Meinung der Sozialvers1cherungs-

anstalt der Bauern insbesondere in spezialisierten Betrieben 

(Sonderkulturen, Intensivtierhaltung, Milchwirtschaft) eine 

sehr wichtige Rolle spielt. Der Tendenz zur selbstgewählten, 

örtlich zur Verfügung stehenden Hilfe Rechnung tragend, schloß 

die Anstalt Verträge mit Organisationen ab, die geschulte 

Betriebshelfer einsetzen können, und zwar mit dem Landesver-

band der Maschinen- und Betriebshelferringe in Niederöster-

reich sowie mit den Parallelorganisationen in Salzburg, 

Steiermark, Tirol (jeweils ab 1. 1.1984 ), in Oberösterreich 

(ab 1. 3.1984 ) und im Burgenland (ab 1.5. 1984 ), außerdem mit 

der Landeslandwirtschaftskammer für Vorarlberg für deren 

landwirtschaftlichen Betriebshelferdienst (ab 1.1.1984 ). 

Durch diese Verträge soll gewährleistet werden, daß die Wöchnerin 

ohne finanzielle Vorleistung fremde Hilfe in Anspruch nehmen 

kann. Bis März 1984 wurde allerdings von der Möglichkeit, 

über eine dieser Organisationen Betriebshilfe als Sachlei-

stung zu erhalten, kaum Gebrauch gemacht. 

2. 2 Bemerkenswerte Vollziehungsergebnisse nach dem Bericht 

der Sozialversicherungsanstalt der Bauern. 

1. Insbesondere in den Bundesländern Kärnten und Tirol 

steht der Betrieb aufgrund des Höfe(Anerben)rechtes in den 

überwiegenden Fällen ausschließlich im Eigentum des Mannes. 

Der Nachweis, daß der Betrieb aufgrund eineJ obligatorischen 

Titels auch auf Rechnung und Gefahr der Gattin geführt wird, 
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ist sehr au fwend i g und häu f i g wegen des Fehlens schrift

licher Verträge mit Beweisschwierigkeiten verbunden, ob

wohl die Frau voll in den betrieblichen Arbeitsablauf in

tegriert ist. Von den bis Ende Dezember 1983 abgelehnten 

Anträgen ent�iel ein Großteil auf diese Gruppe . 

Von der Anstal t wird daher vorgeschlagen , die im Be

trieb hauptberufl ich mita rbe iten de Ehegattin de s Bauern 

auch dann in den Kreis der Anspruchsberechtigten nach dem 

Betriebshilf egesetz einzubeziehen, wenn der Betrieb allein 

auf Rechnung und Gefah r des Ehegatten geführt w ird , und zwar 

auch in den Fällen, in denen de r Ehemann einer anderen ge

setzlichen Kr ankenversicherung unt erliegt , aus der der Frau 

weder Wochengeld noch Betriebshilfe geb ühren . 

2 . .  Nach § 1 Abs.2 2. 2 BHG hat die im Betrieb hauptbe

ruflich mitarbeitende Schwiege rtoc hter auch dann Anspruch 

auf Lei stungen nach diesem Gesetz, wenn nur ihr Gatte als 

mittätiger Sohn der Pflichtversicherung n3ch § 2 Abs.l Z.2 

BSVG unte rli e gt . Die Tochter des BetriebsfUhrers z�hlt hin

gegen nur zum Kreis der Anspruchsberechtigten, wenn sie selbst 

in der Bauernkrankenversicherung pflichtversichert ist. In 

der Praxis wird jedoch häufig im Hinblick auf die spätere 

Betriebsübernill1me durch die Angabe, daß die Tochter über

wiegend im Haushalt beschäftigt ist, die Pflic h tversicheru ng 

nach dem BSVG dem Schwiegersohn zugeordnet. 

Von der Anstalt wird v orgeschlag e n, im Hinblick darauf, 

daß in einem landwirtschaftlichen Betrieb auch der Haus

halt eine bedeutende Rolle spielt u nd die Arbeit im Haushalt 
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eines landwirtschaftlichen Betriebes gemäß § 175 Abs.3 Z.l 

ASVG unter Unfallversicherungssch�tz steht, auch der Uber

wiegend im Haushalt mitarbeitenden Tochter des Betreibs

fUhrers einen Leistungsanspruch nach dem Betriebshilfege

setz zu erÖffnen , wenn dieser Haushalt dem Betrieb wesent

lich dient. 

3. Frauen, die gemäß § 5 Abs.2 Z.3 BSVG von der Bauern

krankenversicherung aufgrund einer anderen gesetzlichen 

Krankenversicherung ausgenommen sind, haben auch dann keinen 

Anspruch auf Leistungen nach dem Betriebshilfegesetz, wenn 

ihnen aus der anderen gesetzlichen Krankenversicherung keine 

dem Wochengeld bzw. der Betriebshilfe vergleichbare Leistung 

zusteht. Vorwiegend handelt es sich hier um Pensionsbezie

herinnen. In konkreten Einzelfällen bedeutete es eine Härte, 

wenn Wochengeld nicht gewährt werden konnte, obwohl die 

BetriebseinkUnfte und die geringe Witwenpension kaum zur 

Finanzierung der Ersatzarbeitskraft ausreichten. 

Von der Anstalt wird im Hinblick auf die geringe Zahl 

der in Betracht kommenden Frauen deren beitragsfreie Einbe

ziehung in den Kreis der Anspruchsberechtigten vorgeschlagen. 

4. Bei den nach § 2 b  BSVG nicht der Krankenversicherung 

unterliegenden BetriebsfUhrerinnen ist Voraussetzung fUr den 

Anspruch auf Leistungen nach dem Betriebshilfegesetz, daß der 

Betrieb währe nd eines Zeitraumes von neun Monaten vor dem 

Eintritt des Versicherungsfalles auf gemeinsame Rechnung und 

Gefahr der Ehegatten gefUhrt worden ist. Diese Voraussetzung 

ist z.B. dann nicht erfUllt, wenn die BetriebsUbernahme durch 
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das Ehepaar erst während des genannten Zeitraumes erfolgte. 

In anderen Bereichen der Sozialversicherung sind für die 

Erfüllung einer Wartezeit stets auch Vorversicherungszeiten 

aus derselben oder einer anderen gesetzlichen Versicherung 

zu berücksichtigen. Nach Auffassung der Anstalt beruht das 

Fehlen einer adäquaten Regelung im Betriebshilfegesetz auf 

einem Versehen des Gesetzgebers; es wurden daher auch Zeiten 

der hauptberuflichen Mitarbeit als Angehörige im selben Be

trieb oder einer Betriebsführertätigkeit in einem anderen 

landwirtschaftlichen Betrieb auf die Frist von neun Monaten 

angerechnet. 

Von den betroffenen Frauen wird diese Frist als Härte 

empfunden, da sie den Zeitpunkt der Betriebsübernahme nicht 

beeinflussen konnten und für die anderen Anspruchsberechtig

ten eine solche nicht vorgesehen ist. Nach den bisherigen 

Erfahrungen hält die Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

den Entfall der Neunmonatefrist für angezeigt. Sollte sie 

beibehalten werden, wäre auch eine Zusammenrechnung von Zei

ten einer landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit bzw. einer 

anderen gesetzlichen Krankenversicherung vorzusehen. 

5. Von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern wird 

weiters aufgezeigt, daß im Betriebshilfegesetz eine Regelung 

für den Fall des Übertrittes von einer Selbständigen-Kranken

versicherung in die andere nach dem Eintritt des Versicherungs

falles .und vor dem Ablauf der Acht- bzw. Zwölfwochenfrist 

nach der Entbindung fehlt. 
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6. Das nach dem Betriebshilfegesetz zustehende Wochengeld 

wird Uberwiegend erst nach der Entbindung beantragt. Der 

im ärztlichen Zeugnis ausgewiesene voraussichtliche Entbin

dungstag stimmt mit dem tatsächlichen oft nicht Uberein. Es 

wird als unbefriedigend empfunden. daß bei ordnungsgemäßer 

Vorlage u.U. die Leistung nicht fUr volle acht Wochen zu

erkannt werden kann. zumal in den Fällen. in denen der Ein

satz betriebsfremder Hilfe erst zugleich mit der Geburtsbe

scheinigung nachgewiesen wird. für die volle Achtwochenfrlst 

das Wochengeld zu gewähren ist. 

Von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern wird da

her vorgeschlagen. daß die Achtwochenfrist vor der Entbindung 

primär nach dem tatsächlichen Enteindungsta g bestimmt werden 

sollte und nur für den Fall. daß Betriebshilfe als Sachlei

stung oder Wochengeld vorschußweise beantragt wird,ein ärzt

liches Zeugnis vorzulegen ist. 

7. Die Sozialversicherungsanstalt" der Bauern hat schließ

lich vorgebracht. daß die Vollziehung des Betriebshilfegesetzes 

insbesondere durch die erforderliche Erfassung zusätzlicher 

Beitragspflichtiger. die Überprüfung besonders differenzier

ter Leistungsvoraussetzungen im bäuerlichen Bereich (§ 3 

Abs.2 bis 4 BHG) und die getrennte Gebarung eine wesentliche 

Belastung der Administration bedeuten. Dieser nicht unbeträcht

liche Verwaltungsaufwand sollte in der Gebarung nach dem 

Betriebshilfegesetz erfaßt werden. 
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2.3 Seme rkungen de r Bund�sregl_� run
_
Lzu den Ausführungen im 

Abschnitt 2.2. 

In den S itzungen des u n te rausschuss e s , der zur Vorbe-

ratung des Betriebshilfegesetzes eingesetzt wurde . ist gerade 

der Umfang der im b�uerlichen Bereich zu berücksichtigenden 

Personengruppen e ingeh e n d erörtert worden. Die Umschreibun g 

der nach § 1 Abs.2 des Betriebshilfegesetzes in Betracht kom-

menden b�uerl iehen Anspruchsbe rech t i gten ist danach so weit 

gezogen worden, wie dies mi t den Gru.ndsatzen des Kompetenz-

tatbestandes IISozialversicherungswesen" des Art.10 Abs.l 

Z.ll B-VG noch vereinbar erschien. 

So ist zum Punkt 1 des im "orstehenden Absc hnit t 2.2 

wiedergegebenen Vorbringens der Sozialversicherungsanstalt 

der Baue rn D_nzufijn:cen, ,' .. i.i] 1'.1, dc:,n e i.ne Lc i s tungsge'lidhrung 

in Betrc::l.l:.ht �(urnmt i 'h'tc'n.11 �E,: EJ-:t.:g'::n::"Lin mi t ihrem Ehema<1!1 den 

Betrieb auf gemeinsEune rted-.nung und Gefahr' i'ührt. Die Mi t-

arbeit der Ehegattin eine� BetriebsfUhrers, die auschließlich 

auf der '.::�helich2� 8ei�_',;:�:l:i�:,pf} lc(\:; beruht und demnCich im 

sozialversicherungsrecncljchen Dereich Keine Wirkung äußert, 

könnte daher nach r1einun;:� der B u n d e s r e g i e run g auch nach dem 

Betriebshllf'egesetz nicht zu ein·c;m Leistungsanspruch führen. 

Punkt 2 des Vor-bcine,cns eier Sc.zialvel'sicher'ungsanstalt 

der Bauern gibt nach Ansicht der Buncesregierung keine Hand-

habe, den Le i s tungsanspr'.1ch auf im HaushaI t tä ti ge weibl i ehe 

Personen aus zu öehf1l:::-1, or:..v..: (�c .. :1 8eispielsfolgen für andere 

Bereiche der gesetzlichen Krcm;:C'llversicherlJngen zu gewärtigen 

wären. 
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Den Ausführungen in Punkt 3 ist entgegenzuhalten, 

daß es nicht Aufgabe des Betriebshilfegesetzes sein 

kann, den von der Bauern-Krankenversicherung befreiten 

Personen den fehlenden Wochengeldanspruch aus der 

anderen gesetzlichen Krankenversicherung zu ersetzen. 

Der Vorschlag auf Ergänzung des Betriebshilfege

setzes im Punkt 4 durch Berücksichtigung von Zeiten 

einer Krankenversicherung nach dem BSVG erscheint be

gründet und sollte auch nach Meinung der Bundesregierung 

zur Vermeidung von Härten weiter verfolgt werden. 

Nach Ansicht der Bundesregierung erscheint die 

im Punkt 5 vorgeschlagene Regelung entbehrlich, weil 

kein sachlicher Grund gesehen werden kann, warum bei 

einem Wechsel der selbständigen Erwerbstätigkeit nicht 

der zuständig gewordene Versicherungsträger die Leistungen 

weiter erbringen sollte. 

Das im Punkt 6 aufgezeigte Problem gibt zunächst 

zum Hinweis Anlaß, daß die Bestimmung des § 3 Abs.1 

des Betriebshilfegesetzes, die hier in Betracht kommt, 

der entsprechenden Regelung des § 162 ASVG nachge

bildet worden ist. Darüberhinaus verhindert die 

subsidiäre Geltung des § 5 Abs.l des Mutterschutzge

setzes über den Umfang des Beschäftigungsverbotes eine 

Benachteiligung in der Weise, daß eine Verlängerung 

der Achtwochenfrist nach der Entbindung im Ausmaß 

der vorherigen Verkürzung eintritt. 
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Schließlich soll nach Ansicht der Bundesregierung 

der aus der Vollziehung des Betriebshilfegesetzes er

wachsende Verwaltungsaufwand insbesondere im Hinblick 

auf die Schwierigkeit der Materie anerkannt werden. 

Die Bundesbeteiligung an der Krankenversicherung der 

Bauern ließe es jedoch - im Gegensatz zum Vorschlag 

der Sozialversicherungsanstalt der Bauern im Punkt 7 -

in besonderem Maße gerechtfertigt erscheinen, wenn der 

Verwaltungsaufwand aus der Vollziehung des Betriebs

hilfegesetzes weiterhin dem Verwaltungsaufwand der 

Bauern-Krankenversicherung zugeordnet bliebe. 

2.4 Übersicht über die Anzahl der Anträge auf Leistungs

gewährung und über die Art der Erledigung 

Im Zeitraum vom 1. Juli 1982 bis 31. Dezember 1983 

wurden bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

7.329 Leistungsanträge gestellt, von denen 6.648 durch 

Gewährung eines Wochengeldes erledigt werden konnten. 

2.5 Bericht über die Untersuchung "Aufbau, Erprobung 

und Bewertung eines den bäuerlichen Verhältnissen 

angepaßten Systems der Mutterschaftshilfe in 

Modellregionen Österreichs" (Kurztitel: "Bäuerliche 

Mutterschaftshilfe") 

Dieser Bericht stützt sich auf eine begleitende 

Untersuchung, die im Auftrag der Bundesministerien für 

soziale Verwaltung, fUr Familie, Jugend und Konsumenten-
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schutz, für Gesundheit und Umweltschutz und für Land

und Forstwirtschaft sowie des Bundeskanzleramts durch

geführt wurde. Sie untersuchte unter anderem die 

Frage, wie weit das gesundheitspolitische Ziel der Ent

lastung der Wöchnerin von Arbeiten im bäuerlichen 

Betrieb durch das Betriebshilfegesetz erreicht wurde. 

a) Analyse gesamtösterreichischer Daten 

Von Juli 1982 bis Dezember 1983 sind insgesamt 

7.329 Anträge auf Betriebshilfe aus Anlaß der Mutter

schaft gestellt worden. 4,2 % sämtlicher 6.954 Er

ledigungen wurden abgelehnt. Am häufigsten dürfte die 

nicht gegebene gemeinsame Betriebsführung zur Ablehnung 

führen, am zweithäufigsten der Nichteinsatz einer be

triebsfremden Hilfe. 

Der Löwenanteil an Anträgen entfällt auf Frauen 

aus Vollerwerbsbetrieben mit gemeinsamer Betriebs

führung. Trotz hohem Nebenerwerbsanteil (5 5,2 %) 

in der österreichischen Landwirtschaft wurden von 

Juli bis Dezember 1982 nicht einmal ein Viertel, im 

Jahr 1983 nicht einmal ein Drittel aller Anträge von 

Frauen aus solchen Betrieben gestellt. Dies deutet 

darauf hin, daß bei diesen Frauen die größte Un

sicherheit hinsichtlich ihres Anspruches auf Betriebshilfe 

besteht. 
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Von allen p o s it i v erledigten Anträgen wurden im 

Berichtszeitraum 1982 im Österreich-Durchschnitt in 

23,2 % aller Fälle nur reine Geldleistungen zur Aus-

zahlung gebracht, im Jahr 1983 waren es 12,4 %. Die 

Zuerkennung der Leistung für den Einsatz einer Hilfe 

gibt keinen Aufschluß über die Anzahl jener Fälle, 

die eine Betriebshilfe nur teilweise eingesetzt haben 

d.h. nicht während der gesamten Schutzfrist oder nicht 

während der vollen Tagesarbeitszeit. Auffallend ist in 

diesem Zusammenhang, daß im Berichtszeitraum 1982 nur 

in 47,5 % der Fälle die Zuerkennung für den gesamten 

A�spruchszeitraum erfolgte, während im Jahr 1983 fUr 

97,1 % der anspruchsberechtigten Frauen die Leistung 

fUr den gesamten Zeitraum anerkannt wurde. Dement-

sprechend schnellte der Durchschnitt der Einsatztage 

von 78 pro Fall im Jahr 1982 auf 113 Tage im Jahr 1983, 

b) E r gebn i sse der Erhebungen i n den Projektgebieten 

Im Gegensatz zu den gesamtösterreichischen Daten 

der Sozialversicherungsanstalt der Bauern liegen für 

die prOjektgebiete1) Zahlen über den tatsächlichen 

Einsatz von Betriebshilfe vor. Von den 193 Anspruchs-

berechtigten (betreut wurden insgesamt 250 Bäuerinnen) 

nahmen �8 Bäuerinnen (19,7 %) die Mutterschutzsach-

leistung voll in Anspruch. Die weitaus größte Gruppe -

113 Frauen (58,5 %) - setzte nur teilweise eine Be-

triebshilfe ein. Dieser Einsatz liegt im Durchschnitt 

1) Die politischen Bezirke Freistadt, Rohrbach, Urfahr-Umgebung 
sowie Zwettl. Von Oktober 1982 bis Dezember 1 9 83 wurden fast 
250 Bäuerinnen besucht und betreut (nahezu 50 % der bäuer
lichen Geburten des Projektgebietes). 
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zwischen 20 und 30 vollen Tagen. 42 Frauen (21,8 % hatten 

keine Betriebshilfe, wobei in den wenigsten Fällen die 

örtliche Lage der Grund fUr den Bezug der reinen Geld

leistung war. 

Bei fast allen 193 Anspruchsberechtigten kam es zur 

Ausschöpfung der Leistung fUr den gesamten Anspruchszeit

raum, auch in der Gruppe die nur teilweise eine Betriebs

hilfe einsetzte. Der teilweise Einsatz dürfte in ganz 

Österreich die häufigst praktizierte Form der Inanspruch

nahme der Sachleistung sein. Trotzdem ist die Zuerkennung 

der Leistung für den gesamten Zeitraum im Jahr 1983 

sprunghaft angestiegen. Dies zeigen sowohl die gesamtöster

reichischen Daten als auch die Ergebnisse aus den Projekt

gebieten. Dieses Ergebnis - Zuerkennung der Leistung 

für den gesamten Zeitraum bei tatsächlicher Inan

spruchnahme der Sachleistung von durch�chnittlich 20 

bis 30 Tagen - ist dadurch erklärbar, daß der vom Ge-

setz geforderte "ständige Einsatz" einer Betriebshilfe 

von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern bereits 

dann als erfUllt angesehen wird, wenn an mindestens 

2 Tagen pro Woche Einsatz geleistet wurde. 

c) Das Betriebshilfegesetz in der Praxis - Kritik 

1. Die Information Uber das Betriebshilfegesetz ist 

unzureichend. Besonders auffallend ist die Unsicherheit -

den Anspruch betreffend - in den Nebenerwerbsbetrieben. 
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2. Kritisch anzumerken ist weiters, daß die Geldleistung 

in den Vordergrund gestellt wird. In der dominierenden 

Information ist die gesundheitspolitische Absicht des 

Gesetzgebers der in erster Linie die Ersatzarbeitskraft 

im Auge hat, auffallend in den Hintergrund gedrängt. 

Aussprachen zwischen Vertretern der Sozialversicherungs

anstalt und dem Sozialminister führten zwar zu einer 

Neufassung der Antragsformulare ( seit März 1984). Dennoch 

muß nach wie vor folgendes kritisch bemerkt werden: 

3 .  Für den Nachweis über den Einsatz einer betriebs

fremden Hilfe ist - entgegen der Praxis der Sozial

versicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft - nach 

wie vor die Unterschrift der Hilfe nicht notwendig. 

4. Auf die gesetzlich vorgeschriebene Meldung (§ 3 Abs.6 ) 

wird weiterhin verzichtet, - obwohl sie - im Zusammenhang 

mit der Beistellung einer Hilfe durch die Sozialver

sicherungsanstalt der Bauern ( gesetzlicher Auftrag 

gemäß § 3 Abs.2 ) - ein wichtiges Instrument in der 

gesetzeskonformen Vollziehung darstellt. Lediglich im 

Merkblatt der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

wird beim Punkt Vorschuß darauf hingewiesen. 

5. Die Bedeutung der gemeinsamen B etriebsführung für die 

Anspruchsberechtigung geht weder aus dem Antragsformular 

noch aus dem Merkblatt der Sozialversicherungsanstalt der 

Bauern hervor, obwohl die nicht vorhandene gemeinsame 

Betriebsführung bereits zu Ablehnungen geführt hat. 
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Weiters ist die Frage, ob gemeinsame BetriebsfUhrung 

vorliegt, nicht immer einfach zu beantworten, was 

in manchen Fällen für die Bäuerin eine Unsicherheit hin

sichtlich Anspruchsberechtigung oder nicht bedeutet. Die 

Unsicherheit der Frau Uber ihren Anspruch - vor allem bei 

Nebenerwerbsbetrieben ( besonders stark belastete Bäuerinnen! ) -

hält viele vom Einsatz einer durchgehenden Hilfe ab. 

6. Nach wie vor wird von seiten der Sozialversicherungs

anstalt der Bauern empfohlen, erst nach Ablauf der 

Schutzfrist den Leistungsantrag zu stellen.Gerade dieses 

Vorgehen bringt für die Bäuerinnen einige Nachteile mit 

sich: 

- Die Bäuerin erfährt erst im nachhinein, ob sie überhaupt 

anspruchsberechtigt ist; 

- Verstärkung der ohnehin vorhandenen Barrieren gegen die 

Inanspruchnahme einer Betriebshilfe; 

- die Leistung muß vorfinanziert werden, obwohl viele 

Betriebe sich in einer schlechten finanziellen Lage 

befinden. 

7. Ungeachtet der Tatsache, daß die Sozialversicherungs

anstalt der Bauern mit einer Reihe von Organisationen 

privatrechtliche Verträge zur Leistungserbringung im 

Wege der Beistellung einer Betriebshilfe abgeschlossen 

hat ( siehe oben unter Punkt 2. 1 - Seite 5�, ist die 

Bundesregierung der Überzeugung, daß weitere Vorkehrungen 
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zu treffen s ind, um die Intentionen des Gesetzes in 

gebotener Weise zu realisieren. 

3. Zusammenfassung: 

Die Bundesregierung ist mit den beteiligten 

Sozial versicherungsträgern der übereinstimmenden Auf

fassung, daß s ich das Betriebshilfegesetz bewährt hat. 

Angesichts der innerhalb der kurzen Zeit seiner Wirkungs

dauer gewonnenen Ergebnisse und Erfahrungen sollte diese 

Einr ichtung über den 31.12.1984 hinaus mit jenen 

Änderungen aufrecht erhalten werden, wie sie in einem No

vellenentwurf vorgeschlagen wurden. Dieser Entwurf 

wird in Kürze dem Nationalrat als Regierungsvor-

lage zur parlamentarischen Behandlung vorgelegt werden. 
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• 

Es wird ersucht, dieses Papier dem Bericht 111-70 der 

Beilagen anzuschließen. Diese Unterlage war auf Grund eines 

technischen Versehens der Vorlage nicht beigegeben und wurde 

nunmehr vorn Bundeskanzleramt nachgereicht. 
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, 
REPUBLIK öS TERREI CH 

B UNDES M I NI S TERI UM 
FUR SOZ IALE VERWALTUNG 

BEILAGE 9 
zum Bericht der 
Bundesregierung 

Z l . 20 . 752/ 1- 1b/84 

B unde sg e setz vom • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • , 

m it dem das Bundesg e se t z  über d ie Gewährung 

der Le istung der Betr iebshi l fe (de s  Wochenge l de s) 

an Mütter , d i e  in der gewerb l ichen W i rt schaft 

ode r  in.de� Land- und For stw i rtschaft 

se l bst änd i g  erwerbstätig sind , g eän de rt w i rd 

(Nove l l e z um Betr ieb shi l fe g e setz - BHG) 

Der Na t i ona l ra t  hat beschl osse n :  

Artike l  I 

Da s Bundesgese t z  über d i e  Gewähr ung der Le ist ung der 

B e t r iebshi l fe (des Wocheng e l de s) a n  Mütte r , d ie in der 

g e werb l ichen W i rtscha ft ode r  in der La nd- und 

Forstwirt scha ft se l bständ i g  e rwerb stät i g  sind , 

BGBl . Nr . 359/1982, in der Fa s s ung des Bundesg esetz e s, 

BGB l . Nr . 6 17/1983, w ird g e ändert w i e  fol gt: 
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1. Dem § 1 ist 'f o lg ender Abs. 3 an z u f üg e n : 

"(3) Den Z e iten d e r  g emeinsamen Be t r i e bsf üh rung �ffi S i n np 

dps Abs. 2 Z 1 sind Z e iten gleichzuhalte n , in denen 

Pf lichtve r sicherung i n  der Kranke n ver s i c h erung g em äß § 2 

A bs. 1 Z 1 oder Z 2 des Bauern -Soz ia lver siche rung sg esetz es 

best an den hat . "  

2. a )  I m  § 3 Abs .  3 ist der zweite S a tz durch folg end e  

Sät z e  zu e r se t z en : 

"Als ständ ig g i lt nur e ine T�tig ke i t , d i e  an m�nde stpns 

vier Ta gen e ine r Woche von d er b e t r ie b sf remden Hilf p zu r 

Ent lastung der Wöc h pe r in verr ichte t w i rd . Das Au sma ß  d e s  

t�g lichen Einsat z es i st von d e r  betr iebsfremde n Hi lfe unter 

An f üprung ihre s  Namens und ihrer An schrif t  z u  best ät �g en . n  

b) § 3 Abs. 4 ha t z u  lauten : 

"(4)  Die Vo rau sse tz ung des Ab s .  3 e n tf ällt , wenn 

1. in folg e  d e r  ört li chen Lag e  des Betriebes eine 

be tr i ebsfremde Hilfe ode r Na chbarschaftsh i lf e  nicht 

herange zogen werden kann , oder 

2. wegen der Ar t der der Wöchne r in z u stehenden 

Berechtig ung z ur Au sübung der d i e Pf lichtver sicherun g  

be g ründen den se lbst än d ig en Erwe rbst ät i g keit d e r  Einsa t z  

e iner be t r i e bsf remden Hilfe z u r  Ent la st ung der Wöc hn e r i n  

n icht zulässig {st . " 

c )  § 3 Abs .  5 hat z u  lauten : 

n(5 ) D a s  täg liche Wochen g e ld nach Abs. 3 betr äg t 250 S 

und ist monatlich im nachhine i n , jewe i ls nach Vor la g e  e i ne s  

Na chweise s im S inne des Abs .  3, ausz u z ah le n . "  

d )  § 3 Abs. 6 h a t  zu la uten : 

"(6) Der Eintr i tt des Ve r sicherungsf a lles (§ 80 Ab s .  1 

Z 2 des Gewerblichen Soz i a lve rsiche rung sg e setzes b z w . 

S 76 Abs. 1 Z 2 d es B aue rn-Soz ia lversicherung sg esetz es) ist 

innerhalb von 14 Tag en dem Ve rsicherung sträg er unter 
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Anschluß eines ä�ztlichen Zeugnisses über den Zei tpunkt der 

voraussichtlichen Entbindung zu melden." 

e) Dem § 3 i st folgender Abs. 8 anzufügen: 

"(8) Der Ver si cherte ist berechtigt , beim 

Versicherungsträger einen Antrag auf bescheidrnäßige 

Feststellung einzubringen, ob er dem Kreis der 

Anspruchsberechtigten im Sinne des § 1 Abs. 2 angehört." 

3. § 6 Abs. 2 hat zu lauten: 

"(2) Die Leistung des Wochengeldes (§ 3 Abs . 3) kann, 

sobald die Leistungspflicht feststeht, in Berücksichtigung 

der F2milien-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse des 

Leistungswerbers bevorschußt werden." 

Artikel 11 

übergangsbestimmung 

Di� Eestimmung2n des § 1 Abs. 3 und des § 3 Abs. 3, 4, 
�, 6 und 8 de s B u nde s gesetzes, BGBl. Nr. 359/1982, in der 

Fassurg des Art. I Z 1 und 2 s ind nur auf 
Versicherungsfälle anzuwenden, die nach dem 

31. Dezember 1984 eingetreten sind. 
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Artike l 1 1 1  

S C h l u ßbest immu n g  

A r t ik e l V I  des Bundesg e se t z es, BGB l . Nr . 3 59 / 1 9 8 2 ,  hat 

zu l a u ten : 

" Ar t ike l V I  

Inkra f t treten 

D i e ses Bundesg eset z  t r i t t  am 1 .  Ju l i  1 9 8 2  in K r a f t . "  

Artike l I V  

Inkra f t treten 

Diese s  Bund esgesetz tr itt a m  1 .  J änne r 1 9 8 5  i n  K r a f t .  

Artik e l  V 

Vo l l z iehung 

M i t  der Vo l l z iehung d ieses Bundesg ese t z es ist der 

Bund e s m i n iste r für so z i a l e  Ve rwa l tun g betrau t . 
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B H G  

V o r b 1 a t t 

A .  Prob l em und Z ie l  

Ber ück s i ch t i g ung d e r  E r g e bn i sse d e r  Vollz i e hung d es m i t  

1. 7 . 19 8 2 i n  K raf t g e t re t e nen B e t r i e bsh i l f e g esetze s .  

V e r besse rung d e r  L e istung sg e w ä h r ung in V e r f o l g ung d es 

g esund h e i tspol i t ischen Z i e les d i eses Gesetzes ( En t lastung 

der se l bs t änd i g e n  Mü t te r  v on b e t r i e b l i che r Arbe i t ) . 

B .  Lösung 

Änd e rung d e r  Formvorschr i f ten übe r  d i e I n ansp ruchnahme d e r  
L e i s t ung d e r  B e t r i e bsh i l f e  ( d es W oc h eng e l d es )  • 

c .  Al t e r nat i v e n  

Ke i n e . 

D .  Kos t e n  

Ke ine . 
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R [ l'L' I3 L I i: ö S :' �' r; ]I [ I C � 
B U r ;  D =: S r,� I : � I S T  r:: R I U !  1 

F O  R S :) I� 1 .1'\ :;" r  VE H ,-i ll L 'l' U N G  Z l n 2 0 . 7 5 2 / 1 - 1 b / 8 4  

E r 1 ä u t e r u TI g e n  

M i t  d e m  B u n d e s g e s e t z  v o m  3 0 . Jun i 1 9 8 2  ü b e r d i e 

Gew äh r u n g  d e  r Lr: i s t  u n g  d e r  B e t r  i e b sh i  1 f e  ( d e s  vl oc h e n g e  l d e s ) 

a n  Mü t t e r , d i e  i n  d � r  g e � e r b l i c h e n  W i r t s c h a f t  od e r  i n  d e r  

L d n d ( F o r s � , w l r t s c h a f t  s 2 l b s t �nd i g  e rw � rb s t ä t i g  s i n d , 

:2, G B l . [ .. � , .  o � • 3 S � ! 1 9 S 2 ; w u r d e  e i n  c n t s c h e i d e n d e r  Be i t r a g z u r  

En t l a s t u fl ;  d ,-,: r  8, e l b s t än d i <:; f: n  lvl ü t t e r  g e l e i s t e t � D i e d o r t 
v o r g ,oo' ,s e IJ ':-' IJ C Li:-> '1. S tX ll g  d e r  E e t r  l e b s h  i 1 f e  b z w . d e s  

� o c h e n g p l d e s  s e I l  d a z u b e i t r a g e n ,  d a ß  w äh r e n d  d e s  

Z e i t r a u :l! e s , i;-,r. EC .::: h 2. l b  d e s s e n : u r un s e l b s t ä n d i g  

E r w p r b s t � L i g e  e i n  B e s c h ä f t i g u n g s v e r b o t  n a c h  d e m 

M u t t e l s c h u t z g � s 0 t z  be s t e h t , d i e s e l b s t � n d i g e  Mu t t e r  

;,,' e i <. g e h e n d  ',' e D  !-'i e t r i e � l i c h e n  Ar b e i t s l e i s t u n g e n  f r e i g e s t e l l t 

w i r a , � G r a u s  e i n d e J t. i g  e i n e  g e s un d h e i t s p o l i t i s c h e  

Z i e � s � t z u n s  E r k 0 n n b a r  w i r d . 

D i e  Ge l t u n g s d a u e r  d e s  oben z i � i e rt en Ge s e t z e s  w u r d e  

f U r d i � Z e i t b i s 3 1 .  De z e mb e r 1 9 8 4 be s c h r änk t , d a  e s  g e m � ß  

A r t . V I  m i t  }o.b l a:,l f d e s  g e n a n n t e n  T a g e s  a u ß e r  K r a f t  t r i t t .  

D i e s e  Be f r i s t un g f o l g t ,  w i e  d e m  B � r i ch t  d e s  Au s s c h u s s e s  f ü r 
s -::; z i a l f- ,} p c",' a l t un g  { 1 1 4 4  d f: r  Ee i l a g e n  z u  d e n  

S t e n o g r a p h i s c h e n  P r o t o k o l l e n d e s  N a t i o n a l r a t e s , x v .  G P }  z u  
e n L n e h m e rl i s t , d e r  üb e r l e g u n g , d e n  g e s e t z g eb e n d e n  

K b rp� r s c h a f te n  d i e M ög l i c h k e i t  e i n z u r ä ume n , s i c h  m i t  d e n  

a u s cer Vc l l z i e l 1 u n g  d e s  Ge s e t z e s g e wo n n e n e n  E r f a h r un g e n  
n a c }l Ab l a u f  e i n e r  be s t i m m t e n  Z e i t  n e u e r l i c h  z u  b e f a s s e n . I n  

d i e s e r: ,  Z u s amme n h a n g  h a t  d e r  N a t i o n a l r a t  an l ä ß l i ch d e r  

V e r a b s c h i e d u n g  d e s  B e t r i e b s h i l f e g e s e t z e s  a m  3 0 .  J u n i 1 9 8 2  
e i wc' En t s c h l i e ß u n g  g e f a B t ( E  9 0  - N R / X V . G P ) , m i t  d e r  d i e 

B u nd r:, s r e g  i e nm g  a u f g e f o r d e r t v l'll r d e ,  ü b e r  d i e D u r c h f ü h r u n g  

d e s G"':: s e t z e s  e i n e  b e g l e i t e n d e  U n t f> r s u c h u n g e r s t e l l e n z u  
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l a � s p r  u nd d e m  N 3 t l on � l r a t  r e ch t z e i t i g  vo r Ab l au f  d i e se s  

Bunde s g e s e t z e s  e inen schr i f t l ichen Be r i ch t  übe r  d ie m i t  der 

Vo l l z i e h ung g ewonnenen E r f �hrungen z u  e r s ta t te n . 

Wenng l e i ch s chon j e t z t  g e s a g t  werden kann , d a ß  s ic h  

d i e E i n r ichtung der Be t r iebsh i l fe b i s her b ew äh r t  hat und 
d a h e r  be g ründeter An l a ß b e s t eht , für e ine Ve r l än g erung d e s  

Ge s e t z e s  e in z utre ten , so e r g ibt s i ch dennoch au f g r und d e r  

b i sher vor l i e g enden Vo l l z iehun g s e r g e bn i s s e , d a ß  e in i g e  

Än d e run g e n  an g e b r a ch t  wären , u m  der g e s undhe i t spo l i t i s chen 

Z i e l se t z un g  des Ge s e t z e s , w i e  s ie s chon oben d a rg e l e g t  

wurde , doch be s se r  g e recht z u  werde n . 

D i e  Z u s tänd igke i t  des Bun d e s  z ur Er l a s s ung d e r  

vorg e s ch l a g enen Ge se t z e s änderungen g ründet s ic h  au f d e n  

Kompe te n z t a tb e s tand n S o z i a lver s icherung s we s e n " d e s  Art . 1 0  

Abs . 1 Z 1 1  B-VG . 

Z u  den e i n z e l nen B e s t i mmun g en des vo r l i e g en d e n  

Entwu r f e s  w i rd bemerkt : 

Zu Art . I Z 1 ( §  1 Ab s .  3) : 

Na c h  der ge l tenden F a s s ung des § 1 Abs . 2 Z 1 d e s  

Betr i e b s h i l f e g e s e t z e s  bes teht Anspruch a u f  Betr iebsh i l f e 

be i geme i n samer Füh rung des Betr iebes durch Ehegat ten im 

S i nne des § 2 b B SVG nur d ann , wenn s c hon w ährend e i nes 

Z e i t raume s von ne un Mona ten vor E i nt r i t t  des 

Ve r s i c he run g s f a l l es g eme insame Betr iebs f ührung b e s tanden 

h a tte . M it dem vc r l i eg enden Nove l l i erung svor s c h l a g , der au f 

e ine Anregung der Soz i a lvers iche rung s a n s ta l t  der Bauern 

z urück geht , w i rd in Au s s icht genommen , d ie s en Z e iten der 

g e m e i n s amen B e t r iebs f ührung auch Z e i ten e ine r 

P f l i ch tver s i cherung gemäß § 2 Ab s .  1 Z 1 B SVG ( a l s  

B e t r iebs f ühre r )  oder g e mäß § 2 Ab s .  1 Z 2 BSVG 

( h auptbe ru f l iche Mitarbe i t  von K i ndern im Betr i e b )  

g l e ic h z u ste l l en . 
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Z u m  lI ::: t .  ::: Z :: l l t .  a u n d  c ( �  , i\ :) s . 3 .. 5 U ;J C  6 )  

W i e  s c h on in d e r  E i n l e i t u n g  d � r g e l e g t ,  v e r l a n g t e i n e  

s a c h g e re c h � e  Vo l l z ie h u n g  d e s  Ge s e t z e s , au f d i e  Ve r f o l g u n g  

d e s v o r g e g e b e n e n Z i e l e s , d i p d i e E n t l a s t u n g  d e r  

s e l b s t än d i g e n  Mu t te r  z um I n h a l t  h a t , i m  b e s o n d e re n  M a ß e  

B e d a c h t  z u  nehmen . W i e d a s  Bun d e s m i n i s te r i um f ü r  s o z i a l e 

Ve rwa l t ung i m  Z u g e d e r  P r ü f un g  d e r Ge b a r u n g d e r 

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s a n s t & l t  d e r  B a ue r n f e s t s t e l l e n k o n n t e , 

w l r d  im b äu e r l i c h e n Bp r e i c h  - z um i n d e s t  in d e n  g e p r ü f t e n  

F ä l l e n - d i e i m  § 3 Ab s a 6 d e s  B e t r i e b s h i l f e g e s e t z e s  

z w i n g e nd a n g e o r d n e te Me l d u n g  d e s  E i n t r i t t e s  d e s  

Ve r s i c h e r u n g s f a l l e s n i c h t  be a c h t e t . Me l d u n g , An t r a g  u n d  

Abw i c k l u n g  d e r  L e i s t u n g s g e w äh r un g  e r f o l g t  d a h e r  s t e t s  e r s t  

l m  n a c hh i n e i n  n a c h  G l a u b h a f tm a c h un g  d e s  E i n s a t z e s e i n e r 

f r e m d e n  H i l f e ,  s o f e rn d i e s e  Vo r a u s s e t z un g  n i c h t  n a c h  § 3 
A b s . 4 d e s  Ge s e t z e s  en t f ä l l t .  De r Ve r p f l i c h t u n g  z u r  Me l d u n g  

d e s  E i n t r i t te s d e s Ve r s i c he r u n g s f a l l e s  k o rrun t  j e d oc h  

in s o w e l t  en t s c h e i d e n d e  B e d e u t u n g  z u , a l s d e m  vo l l z i e h e n d e n  

Ve r s i c h e ru n g s t r ä g 0 r  z u n äc h s t  d i e  Au f g ab e  z u f i e l e ,  n a c h  

E l n l an g e n  d e r  Me l d u n g  d i e G e w ä h r u n g  d e r  S a c h l e i s t u n g  d e r  

Be i s t e l l u n g  e i n e �  H i l f e a n z u b i e te n , z u m a l b i s h e r  s c h on m i t 

e 1 n e r  Re i h e  von E i n r i c h t u n g p n  p r i v a t re c h t l i c he V e r t r � g e  

a bg e s c h l o s s e n  ... · u r d e n  u n d  d em n a c h  e i n e  

S a c h l e i s t u:J g s g e v.: äh r u n g  du r c h a u s mög l i c l-, w ä r e . Da z u  k omm t 

n o c h , d 3 ß d i e K e n n t n i s d e s  e i n g e t re t e n e n  

Ve r s i c h e r u n g s f a l l e s a u f g r u n d  e in e s  d e r  M p l d u n g  

a n g e s c h l o s s s e n e n  ä r z t l i c h e n  Z e u g n i s s e s  d e m 

V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r  H a n d h abe u n d  Ge l e g e n h e i t  b i e t e t , s i c h  

in E i n z e l f ä l l e n d avon z u  übe r z e u g e n , i n w i e w e i t  t a t s äc h l i c h  

e i n e En t l a s t u n g d e r  Mu t t e r  von d e r  be � r i e b l i c h e n  Ar b e i t  

e r f o l g t  und d am i t  d e n  I n ten t ionen d e s  Ge s e t z e s  R e c h n u n g  

g e t r a g e n wo r d e n  i s t . D i e  g e g e n w ä r t i g e  P r a x i s  b e s c h r än k t  

e i n e  K o n t r o l l e  a u s s c h l i e ß l i c h  au f d i e An g a b e n d e r  

L e i s tu n g s e m p f ä n g e r . 

Au s d e n  vo r s t e h e n d  a n g e f ü h r t e n  G r ün d e n  w i rd m i t  d e m  

g e g e n s t än d l i c he n  L n t w u r f  d e r  Ve r s uc h  u n t e rnomm e n ,  d e r  
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A c s i c rl L  d e s  Ge s e t z g ebp r s , d i n c a r i �  z u �  Au s d ruck komm t ,  d a ß  

d ie Sa c h l e i s tung i n  den Vorderg rund g e s te l l t  wurd e , mehr 

Ge l tung z u  ve r s ch a f f e n .  In . d i e s e m  S i nn e  w ird vorg e s ch l a g e n , 

d a ß  neben d e r  s chon b i s h e r  vorg e sehenen Me l du n g  d e s  

E i nt r i t t e s  d e s  Ve r s iche run g s f a l l e s  d a s  täg l iche Au s m a ß  d e r  

ge l e i s t e te n  H i l f e anz u f üh ren und d ie s  durch U n t e r s c h r i f t  

d e r  a u she l fenden P e r s on nach z uwe i sen i s t  ( Er g än z un g  d e s  § 3 

A b s . 3 d e s  Be tr iebs h i l f e g e s e t z e s ) • 

De s we i te ren i s t  he rvoygek omme n ,  d a ß  in Au s send un g e n  

d e r  g e s e t z l i c he n beru f l ichen Vertretun g e n  d i e An s icht 

pub l i z iert worden i s t , e i n " s tänd i g e r  E in s a t z " sei s c hon 

d a nn gegeben , wenn in e in e r  K a l ende rwoche minde s t e n s  zwe i 

E i n s a t z tage vo r l iegen . E ine d e r a rt i g e  Au s l e g ung s teht we de r 

m i t  dem Wort l a ut des Ge s e t z e s  noch m i t  der e r k l ä r t en 

Ab s ic h t  i m  E i nk l an g o De r Au s s chuß f ür s oz ia l e  Verwa l t un g  

h a t  in se inem B e r i cht ( 1 1 4 4  d e r  Be i l a g e n  z u  den 

S tenog raph i s che n P r otoko l l en des Nat i ona l rates , XV . GP) z u r  

Au s l e gung d e s  Beg r i f f e s  " s tänd i g " a u s g e f ührt , d a ß  d ie s e r  

Au s d ruck im Ge g e n s at z  z u  " g e l e g en t l i c h " ,  aber z u  

" ununterbrochen " s tehe . Ku r z f r i s t i g e  Un terbrechungen 

k önnten a u ße r  Betracht b l e iben , was j e d och i n  Re l a t ion zur 

Ge s am td a u e r  z u  beurte i l en wäre . 

D i e  im vor l ie g end e n  Fa l l  beobachteten An l e itun g en zu 

e i ner dem Ge setz n icht e n tsprechenden Vor g an g swe i s e  g aben 

s ch l i e ß l ich den Au s s ch l ag d a f ü r , den Be g r i f f  " s tänd i g "  i m  

Ge s e t z  n äher zu ums chre iben . So l l  e ine w i rk s ame Ent l a s tung 

d e r  se l b s tänd igen Mutter erre icht we rd e n , d ann s che int e in 

E in s a t z d e r  H i l f sk ra f t  an v ie r  Tagen der Woche 

unumg äng l i c h , wenn in Betracht g e z o g en w i rd , d a ß  d ie 

Arbe i te n  im g ewer b l ichen Betr ieb an s echs Tagen e iner 

Woche , im bäue r l ichen Betr ieb sog ar t äg l ich anfa l l en . 

Sch l i e ß l ich s o l l d ur ch e ine Erg än z ung d e s  Abs . 5 
e r re icht werden , d a ß  d ie Ge l d l e i s tung mona t l ich - im 

na c h h i n e in - a u s z uz ah l en i s t , was e i nen e n t sp rechenden 

Na c hwe i s  der Au sh i l fe ve r l an g t . Dadurch w i rd der 

Le i stung swe rbe r in j ewe i l s  bewu ßt gemacht , d a ß d e r  

Ge l d l e i s tung s ansp ruch von d e r  H i l fe l e i s tung f ür ihre Per son 

a bh ängt . 
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Z um A r t . I Z 2 l i t .  b ( §  3 Ab s . 4 )  

D i e  B u nd e s k ammer d e r  g e w e r b l i c h e n  W i r t s c h a f t  h a t  

vo r g e b r a c h t , d a ß in be s t imm ten F ä l l e n B e rec h t i g u n g e n  an 

e i n e  p e r s ön l ic h e  Au s üb u ng g e b u n d e n  s in d , was d a z u  füh rt , 

d a ß e ine E n t l a s tung d e r  W ö c h n e r i n d u r c h  e in e  E r s a t z k r a f t  

r e c h t l i c h  au s g e s c h l o s s en i s t  ( z B  be i e i n e r  s e l b s t än d i g e n 

F r e md e n f üh re r i n )  • Nac h An s i c h t  d e s  B un d e sm i n i s t e r i u m s  f ür 

s o z i a l e  V e rw a l tun g i s t  d ie s e r  Fa l l  j e n e n  F ä l l en 

g l e i c h z u h a l t e n , in d e nen we g en d e r ö r t l i c h e n  La g e  d e s  

B e t r i e be s  e i ne f rem d e H i l f e n i c h t  h e r a n g e z o g e n  w e r d e n  k a n n . 

E s  w u r d e  d a h e r  d u r c h  d i e v o r g e s c h l a g e n e  E r g än z un g  d 0 s  

A b s . 4 i m  § 3 a u ch f ür e in e  r e c h t l i c h e  G l e i c h beh a n d l u n g  

S o r g e  g et r a g en . 

Z u  A r t . I Z 2 l i t .  e ( §  3 Ab s .  8 )  

I m  Z u g e  d e r  Vo l l z i e hung d e s  G e s e t z e s  s i n d z a h l r e i c h e  

H ä r t e n  d e s w e g e n  a u f g e t r e t e n , we i l  L e i s tu n g s w e rbe r i n  d e r  

ü be r z e u g u n g e i n e s  v e rm e i n t l i c h e n  L e i s t un g s an s p r u c he s , 

g e s tü t z t  a u f  e in e  Z u g eh ör i g k e i t z u  e in e r  d e r  P e r s o n e n g ruppe 

d e s  § 1 Ab s . 2 ,  H i l f s k r ä f te z u r  E n t l a s t ung h e range z o g e n  

h a b e n , e s  s i c h  abe r in de r Fo l g e  h e r a u s g e s t e l l t  h a t , d a ß 

s i e d e m  K r e i s  d e r An s p r u c h sbe re c h t i g t e n  n a c h  d e r  

a n g e f üh r t e n  G e s e t z e s b e s t i mmung n i c h t  a n g e h ö r e n . D i e s e n  

H ar t e n  s o l l d u rch d en vor l ie g e n de n  An d e r un g s vo r s c h l a g  

be g e g n e t  w e r d e n . 

Z u A r t . I Z 3 ( § 6 Ab s . 2 ) 

M i t  d e r  g e g e n s t �n d l i c h en Än d e r u n g  w i rd d a ra u f  Be d a c h t  

g e n ommen , d a ß e i n e  Re g e l un g  übe r d i e Au s z a h l u n g  d e r  

Ge l d l e i s t u n g  n u n m e h r  i m  § 3 A b s . 5 i m  Z u samm e n h a n g  m i t  d e r  

Vo r l a g e  d e r  N a chw e i se g e m ä ß  § 3 Ab s . 3 g e t ro f f e n w u rd e . 
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Zum Ar t .  1 1 1 : 

D e r  Weg fa l l  der der der z e it g e l tenden Be f r i s tung 

des Ge s e t z e s  ( b i s 3 1 . De z e mbe r 1 9 8 4 )  e n t s p r i cht d e r  

Me inung der g e s e t z g ebenden K örper s c haf ten, w i e  s ie am 

Sch l u ß  d e s  Ber ichtes d e s  Au s s chu s se s  für s o z i a l e  Verwa l t un g 

z um Au s d ruck g ebracht wurde ( 1 1 4 4  d e r  Be i l ag e n  z u  d en 

Stenog raph i s chen P rotoko l l e n  des N a t i ona l ra t e s , X V .  GP ) . 
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S 1 .  ( 1 )  u n d  ( 2 ) unv e r � n d p. r t .  

Lp. i s t u n g e n  
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Ar t i k e l 1 

A b s ch n i t t  I 

An s p � u c h s b � � e c h t i g u n g , A r t u n d  
A U !:i m a ß  d e r  L e i s t un g s a n s p r U c ll e  

P e r s o n e n k re i s  

S 1 .  ( 1 )  und ( 2 ) '  u n v e r <t n d e � t . 

( 3 )  D e n  Z e i t e n  d e r  g e m e i n a a m e n  Be t r i e b s f U h r u n g  l i n  
S i n n e  d e s  A b s .  2 Z 1 s i n d  Z e i te n  g l e i c h z u ha l te n ,  i n  
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• 

• 

B I I G -Gp l t p ndp. Fa s s u n g  

( 5 )  Da s täg l i c h �  Woch p n g e l d  n a c h  Abs . 3 b e t r äg t 
2 5 0  S .  

( 6 )  DP. r  E i n t r i t t ' de s  Ve r s iche run g s f a l l e s ( S  B O  Abs . 1 
Z 2 d p s  Ge werb l i chen Soz i� l v� r s i c h e r u n g s g e B p. t 7. e A  bzw . 
S 7 6  A b s . 1 Z 2 d e s  B a u e r n - So z i a l ve r s iche r ung s g e s e t z e s )  
i s t  i n ne r h a l b  von 1 4  Ta g e n  dpm Ve r s i c he r u n g s t r äg e r  z u  
me l d p n . 

0 )  u n v e r ä n de r t . 

Absch n i t t I I I  

Anwen d u n g  von Be s t immungen d e s  Gewe rb l i ch e n  
Soz i a l ve r s i c h e r un g s g p se t z e s  und des B a u e r n 

Soz i a l ve r s i c h e r u n g s g e s e t z e s  

S 6 .  ( 1 ) unve r ä n de r t . 

( 2 ) D i e  Le i s tu n g  d e s  Wocheng e l dp s  ( S  3 Abs . 3 )  i s t  im 
n � c h h i n p i n  a u s z u z a h l p n .  Die Le i s t un g  k a n n ,  soba l d  d ie 
Lr i s t u n g s p f l ic h t  fes t s t e h t , bevo r s c h u ß t  werd e n . 

( 3 ) und ( 4 )  u n Vf� r dnd p. r t .  

* 

* 
* 

• 

* 

* 
* 

* 
* 

* 

* 

* 
* 

* 

* 

* 

* 
* 
* 

BHG - Vo r g � s c h l a g e n p  F a s s u n g  

Berech t i g u n g  z u r  Au s Ub ung d e r  d ie P f l ich t vr. r s i c he r u n g  
beg r U n d e n d p. n  s e l b s t a n d i g e n  E r w e r b s t ä t i g k e i t  dp r E i n s � t z  
e in e r  betr i e b s f r e mden H i l f e z u r  En t l a s t u n g  d e r  Wöc hne r i n 
n i c h t  z u l ä s s i g  i s t  • 

( 5 )  Da s t a g l iche Woche n g e l d  n a c h  Abs . 3 be t r a g t 2 5 0  S 
und i s t  m o na t l ich im n a c h h i n e i n ,  j e we i l s  nac h Vo r l a g e  
e i ne s  Na c hwe i se s  im S I nne d e s  Abs . 3 ,  a u s z u z a h l en .  

( 6 )  De r E i n t r i t t  d e s  Ve r s i che r un g s f a l l p s ( S  8 0  A b s . t 
Z 2 d e s  Ge werb l i c h e n  So z ia l ve r s i c h p r u n g s g p s e t z p s  b z w . 
S 7 6  Abs . 1 Z 2 d e s  B a u e r n - Soz i a l ve r s i c he r u n g s g r s r t z p s l  
i s t  i n n e rh a l b  von 1 4  Ta gen dem Ve r s i c h p r u n g s t r a g e r  un t e r  
An s c h l u ß  p. i ne s  ä r z t l i c hen Z p u g n i s R P s  U b e r  den Z e i t p un k t 
d e r  vora u s s i c h t l ichen E n t b i nd u n g  z u  mp l d e n . 

( 7 )  u n ve r ä n d e r t . 

( B )  De r Ve r s i c h e r t e  i s t be r e c h t i g t , be i m  
Ve r s i c h e r u n g s t r äg p. r  e i nen A n t ra g  au f b p. s c h p. i d m � ß i g p.  
Fe s t s te l l u n g  e i n z u b r i n g e n , ob e r  dem K re i s  d p r  
Anspruc h s b e re c h t i g ten i m  S i n n e  d e s  S 1 Abs . 2 tl ng p hÖ r t . 

A b s ch n i t t  I I I  

A n w e nd u n g  von Be s t i mm u n g e n  d e s  Gew e r b l i ch e n 
So z ia l ve r s i c h e r u n g s g e s e t z e s  und d e s  B a u p r n 

So z ia l ve r s i c h e r u n g s gesp. t z p s  

S 6 .  ( 1 )  unve r ä n de r t . 

( 2 )  D i e  Le i s t u n g d e s  Wocne n g p. l de s  ( S  3 Abs . 3 )  k ann , 
soba l d  d i e  Le i s t u n g s p f l i c h t  f e s t s t ph t , i n  
B e r U ck s ic h t i g u n g  d e r  Fa m i l ie n - ,  E i n kommp.n s - u n d  
V� rmög p. n s ve rh ä l t n i s s e  d e s  Le i s t un g s wp. r be r s  bevo r s c h u U t  
w e rd e n . 

( 3 )  und ( 4 )  un ve r ä nd e r t .  
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